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HAMBURGISCHES
GESETZ- UND
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HmbGVBl. Nr. 15 DIENSTAG, DEN 17. APRIL 2007

Tag I n h a l t Seite

§ 1

(1) Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Marmstorf 33
für den Bereich östlich Bremer Straße und südlich Maldfeld-
straße (Bezirk Harburg, Ortsteil 709) wird festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Bremer Straße (B75) – Maldfeldstraße – über die Flur-
stücke 3761, 3885 und 3884, Ost- und Südgrenze des
Flurstücks 3883 der Gemarkung Marmstorf. 

(2) Das maßgebliche Stück des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans und die ihm beigegebene Begründung sowie die
zusammenfassende Erklärung gemäß § 10 Absatz 4 des Bauge-

setzbuchs werden beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht
für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung sowie die
zusammenfassende Erklärung können beim örtlich zustän-
digen Bezirksamt während der Dienststunden kostenfrei
eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim
Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wird diese Verordnung nach § 12 Absatz 6 des Baugesetz-
buchs aufgehoben, weil der vorhabenbezogene Bebauungs-
plan nicht innerhalb der nach § 12 Absatz 1 Satz 1 des
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Angaben unter dem Vorschriftentitel beziehen sich auf die Gliederungsnummern in der Sammlung der Gesetze und Verordnungen der Freien und Hansestadt Hamburg.

Verordnung
über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Marmstorf 33

Vom 3. April 2007

Auf Grund von § 10 in Verbindung mit § 12 des Baugesetz-
buchs in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I
S. 2415), zuletzt geändert am 21. Dezember 2006 (BGBl. I
S. 3316), in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5 Absatz 1 des
Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom 30. No-
vember 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert am 6. Juli
2006 (HmbGVBl. S. 418), § 6 Absätze 4 und 5 des Hambur-
gischen Naturschutzgesetzes in der Fassung vom 7. August
2001 (HmbGVBl. S. 281), zuletzt geändert am 20. April 2005
(HmbGVBl. S. 146), § 81 Absatz 1 Nummer 2 der Hambur-
gischen Bauordnung vom 14. Dezember 2005 (HmbGVBl.
S. 525, 563), geändert am 11. April 2006 (HmbGVBl. S. 166),
sowie § 9 Absatz 4 des Hamburgischen Abwassergesetzes in der
Fassung vom 24. Juli 2001 (HmbGVBl. S. 258, 280), zuletzt
geändert am 17. Dezember 2002 (HmbGVBl. S. 347, 352), wird
mit Zustimmung der Bürgerschaft verordnet:
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Baugesetzbuchs bestimmten Frist durchgeführt wurde oder
der Träger des Vorhabens ohne Zustimmung nach § 12
Absatz 5 Satz 1 des Baugesetzbuchs gewechselt hat und Tat-
sachen die Annahme rechtfertigen, dass die Durchführung
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans innerhalb der
genannten Frist gefährdet ist, können keine Ansprüche gel-
tend gemacht werden. Wird diese Verordnung aus anderen
als den in Satz 1 genannten Gründen aufgehoben, kann
unter den in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Voraussetzungen Entschädigung verlangt werden.
Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des
Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der
Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichti-
gen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn
nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalender-
jahres, in dem die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dem Inkrafttreten
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans schriftlich gegen-
über dem örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend
gemacht worden sind.

§ 2

Für die Ausführung des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans gelten nachstehende Vorschriften:

1. Im Sondergebiet „Gartenfachmarkt“ sind die unter Buch-
staben a und b genannten Warensortimente zulässig. Es ist
eine maximale Verkaufsfläche von 10.500 m2 und eine
Gastronomie mit Backwarenverkauf auf einer Geschoss-
fläche von höchstens 910 m2 zulässig.

a) Kernsortimente ohne Beschränkung der Verkaufs-
flächen:

– Balkon-, Terrassen- und Garteneinrichtungen wie
Vogel- und Futterhäuser, Vogeltränken, Freiland-
keramik,

– Holz,

– Gartenmöbel,

– Baumaterial, insbesondere Steine, Pflaster und
Wegeplatten,

– großvolumige Bausätze wie überdachte Stellplätze,
Lauben, Wintergärten, Hundehütten, Gewächs-
häuser,

– Arbeitskleidung,

– bau- und gartentechnische Elektrogeräte,

– Gartenwerkzeuge,

– Garten- und Außenbeleuchtung,

– Spielplatzgeräte,

– Metallgitter und -geflechte,

– Zäune,

– Blumen und Pflanzen,
– Pflanzgefäße,
– Torf, Rinde und Erden,
– Dünge- und Pflanzenschutz- sowie Schädlings-

bekämpfungsmittel,
– Plastikwaren wie Eimer, Wannen,
– Plastikteiche und Teichbauzubehör,
– Besenwaren.

b) Zentrenrelevante Randsortimente mit einer maxima-
len Verkaufsfläche von  insgesamt 1.000 m2: 
– Bastelartikel,
– Geschenk- und Dekoartikel,
– Glas, Porzellan, Keramik,
– Haushaltskleingeräte,
– Reinigungsartikel,
– Heimtextilien,
– Campingbedarf,
– Zooartikel (einschließlich lebender Tiere),
– Fachliteratur.

2. Im Sondergebiet „Stellplätze (Gartenmarkt)“ sind nur
ebenerdige Stellplätze zulässig, die dem Gartenmarkt
dienen, sowie die erforderliche Zufahrt für den westlich
gelegenen Gartenfachmarkt.

3. Anlagen der Innen- und Außenbeleuchtung sind blendfrei
für die Verkehrsteilnehmer der Bundesstraße 75 und der
Anschlussstelle Hamburg-Marmstorf der Bundesauto-
bahn A7 zu gestalten.

4. Geländeaufhöhungen und Abgrabungen sind außerhalb
von öffentlichen Straßenverkehrsflächen und auf Flächen
für wasserwirtschaftliche Maßnahmen im Kronenbereich
zu erhaltender Bäume, Baumreihen und Gehölzgruppen
unzulässig. 

5. Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen ist je vier Stellplätze ein
großkroniger Baum zu pflanzen. 

6. Für festgesetzte Baum- und Strauchanpflanzungen sind
standortgerechte einheimische Laubgehölze zu verwen-
den. Kleinkronige Bäume müssen einen Stammumfang
von mindestens 14 cm, großkronige Bäume müssen einen
Stammumfang von mindestens 18 cm, in 1 m Höhe über
dem Erdboden gemessen, aufweisen. Im Kronenbereich
dieser Bäume ist eine offene Vegetationsfläche von min-
destens 12 m2 anzulegen und zu begrünen.

7. Für zu pflanzende und zu erhaltende Gehölze sind bei
Abgang Ersatzpflanzungen vorzunehmen. Dabei sind
Charakter und Umfang der jeweiligen Gehölzpflanzung zu
erhalten. 

8. Auf der Fläche zum Anpflanzen und für die Erhaltung von
Bäumen und Sträuchern ist entlang der Bremer Straße,
Teilfläche „(A)“, eine geschlossene Strauchpflanzung mit
kleinkronigen Bäumen zu erhalten und zu entwickeln. Am
südlichen Rand, Teilfläche „(B)“, sind großkronige Bäume
im Abstand von 12 m zueinander und Sträucher als Unter-
pflanzung zu pflanzen. Dabei ist für je 2 m2 eine Pflanze zu
verwenden.

9. Die ebenerdige Stellplatzanlage ist an der nördlichen
Grenze mit einer Laubgehölzhecke einzufassen; je 1 m
Länge sind hierbei vier Gehölze zu pflanzen.

10. In den Baugebieten sind Stellplätze und nicht befahrbaren
Wegeflächen in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau
herzustellen. 
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11. Das auf den privaten Grundstücksflächen anfallende Nie-
derschlagswasser ist durch ein System aus Regenwasser-
nutzung, Rückhaltung und Verdunstung in offen geführ-
ten Mulden und Gräben sowie durch Versickerung im
Plangebiet zu bewirtschaften. 

12. Für Ausgleichsmaßnahmen werden dem Sondergebiet
„Gartenfachmarkt“ die außerhalb des Bebauungsplan-

gebiets liegenden Flurstücke 1060 und 1352 (teilweise) der
Gemarkung Sinstorf zugeordnet. 

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 3. April 2007.

Verordnung
über den Bebauungsplan Rahlstedt 121

Vom 4. April 2007

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am
21. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3316), in Verbindung mit § 3
Absatz 1 und § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes
in der Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271),
zuletzt geändert am 6. Juli 2006 (HmbGVBl. S. 418), § 6
Absätze 4 und 5 des Hamburgischen Naturschutzgesetzes in
der Fassung vom 7. August 2001 (HmbGVBl. S. 281), zuletzt
geändert am 20. April 2005 (HmbGVBl. S. 146), § 81 Absatz 1
Nummer 2 der Hamburgischen Bauordnung vom 14. Dezem-
ber 2005 (HmbGVBl. S. 525, 563), geändert am 11. April 2006
(HmbGVBl. S. 166), § 9 Absatz 4 des Hamburgischen Abwas-
sergesetzes in der Fassung vom 24. Juli 2001 (HmbGVBl.
S. 258, 280), zuletzt geändert am 17. Dezember 2002
(HmbGVBl. S. 347, 352), sowie § 1, § 2 Absatz 2, § 3 und
§ 4 Nummer 3 der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom
8. August 2006 (HmbGVBl. S. 481) wird verordnet:

§ 1

(1) Der Bebauungsplan Rahlstedt 121 für den Bereich
zwischen Meiendorfer Straße und Skaldenweg (Bezirk Wands-
bek, Ortsteil 526) wird festgestellt.

Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt:
Skaldenweg – Westgrenzen der Flurstücke 1215 und 1216,
Nordgrenzen der Flurstücke 1216, 1217, 1218 und 5222 der
Gemarkung Meiendorf – Meiendorfer Straße – Südgrenzen
der Flurstücke 1214 (Meiendorfer Straße) und 3898 der
Gemarkung Meiendorf.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans, die ihm
beigegebene Begründung sowie die zusammenfassende
Erklärung werden beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht
für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:
1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung sowie die

zusammenfassende Erklärung können beim örtlich zustän-
digen Bezirksamt während der Dienststunden kostenfrei
eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim
Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er

kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind
a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des

Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dem Inkrafttreten
des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem örtlich
zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die Verlet-
zung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden
sind.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:



1. Im reinen Wohngebiet ist höchstens eine Wohnung in
einem Wohngebäude zulässig. Eine zweite Wohnung ist als
Ausnahme dann zulässig, wenn sie höchstens 25 vom
Hundert (v. H.) der Geschossfläche des Wohngebäudes
einnimmt.

2. Im reinen Wohngebiet dürfen die Grundflächen durch
Terrassen um eine Grundfläche von 50 m2 je Gebäude
überschritten werden. Dies gilt auch dann, wenn die Über-
schreitungsmöglichkeiten nach § 19 Absatz 4 Satz 2 der
Baunutzungsverordnung in der Fassung vom 23. Januar
1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert am 22. April 1993
(BGBl. I S. 466, 479), bereits ausgeschöpft sind.

3. Terrassen sind außerhalb der überbaubaren Grundstücks-
flächen zulässig.

4. Im reinen Wohngebiet darf für Gebäudeteile in geringfügi-
gem Ausmaß hinter die Baulinie zurückgewichen werden,
wenn das Gebäude die Baulinie mit zwei Gebäudeecken
oder mittig tangiert.

5. Bei Gebäuden mit einer Dachneigung von größer als
15 Grad kann in dem Bereich des Gewerbegebiets, in dem
eine Gebäudehöhe von 8 m über Straßenverkehrsfläche
festgesetzt ist, ausnahmsweise eine Gebäudehöhe von 10 m
über Straßenverkehrsfläche zugelassen werden. 

6. Im reinen Wohngebiet sind Drempel nur bis zu einer Höhe
von maximal 70 cm zulässig. Bei zweigeschossigen
Gebäuden sind nur Dächer mit einer Dachneigung von
höchstens 30 Grad zulässig.

7. Im reinen Wohngebiet sind überdachte Stellplätze,
Garagen und andere Nebengebäude farblich den Haupt-
gebäuden anzupassen.

8. Im reinen Wohngebiet sind die innerhalb derselben über-
baubaren Fläche befindlichen Gebäude jeweils unter der
Verwendung einheitlicher Materialien und Farben für
Außenwände und Dachdeckung sowie in einer einheit-
lichen Dachform und Dachneigung zu errichten.

9. Im Gewerbegebiet sind Einzelhandelsbetriebe, Betriebe
mit erheblichem Zu- und Abfahrtsverkehr (wie zum
Beispiel Tankstellen und Speditionen), gewerbliche Frei-
zeiteinrichtungen (wie zum Beispiel Squash- und Tennis-
hallen, Bowlingbahnen) sowie luftbelastende und geruchs-
belästigende Betriebe gemäß der Spalte 1 der Verordnung
über genehmigungsbedürftige Anlagen in der Fassung
vom 14. März 1997 (BGBl. I S. 505), zuletzt geändert am
15. Juli 2006 (BGBl. I S. 1619, 1623), unzulässig.

10. Das festgesetzte Gehrecht umfasst die Befugnis der Freien
und Hansestadt Hamburg, einen allgemein zugänglichen
Weg anzulegen und zu unterhalten. Geringfügige Abwei-
chungen von dem festgesetzten Gehrecht können zugelas-
sen werden.

11. Für die Erschließung des Gewerbegebiets sind noch wei-
tere örtliche Verkehrsflächen erforderlich. Ihre genaue
Lage bestimmt sich nach der beabsichtigten Bebauung. Sie
werden nach § 125 Absatz 2 des Baugesetzbuchs herge-
stellt.

12. Im Gewerbegebiet ist auf ebenerdigen Stellplatzanlagen je
vier Stellplätze ein großkroniger Baum anzupflanzen.

13. In den mit (A) bezeichneten Flächen ist mindestens alle
8 m ein Baum anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. 

14. Auf der Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und
Sträuchern sind frei wachsende Strauchhecken oder

Schnitthecken sowie mindestens alle 20 m ein kleinkroni-
ger Baum anzupflanzen.

15. Für festgesetzte Baumanpflanzungen sind standortge-
rechte Laubgehölze zu verwenden. Großkronige Bäume
müssen einen Stammumfang von mindestens 18 cm, klein-
kronige Bäume von mindestens 14 cm, in 1 m Höhe über
dem Erdboden gemessen, aufweisen. Im Kronenbereich
jedes Baumes ist eine offene Vegetationsfläche von min-
destens 12 m2 anzulegen. Bei Abgang ist eine gleichwertige
Ersatzpflanzung vorzunehmen.

16. Die mit bezeichnete Fläche zum Schutz, zur Pflege und
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft ist als
naturnaher Gewässerbegleitstreifen mit standorttypischen
Gehölzpflanzungen und Initialanpflanzungen von Ufer-
stauden zu entwickeln und zu erhalten. Die vorhandene
Grabenböschung ist mit wechselnden Böschungsneigun-
gen abzuflachen. 

17. Auf der mit bezeichneten Fläche zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
sind auf 70 v. H. ein dicht wachsendes, gestuftes Gehölz aus
einheimischen Bäumen und Sträuchern anzupflanzen und
auf 30 v. H. gehölzfreie Gräser-Stauden-Sukzessions-
flächen als Lichtungen, Knickraine, Gewässerbegleitstrei-
fen und feuchte Bodensenken anzulegen und zu erhalten.

18. Auf der mit bezeichneten Fläche zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft ist ein gemischtes Laubgehölz mit feuchten Boden-
senken und vernässten Bodenmulden zu entwickeln und
zu erhalten.

19. Für die zu erhaltenden Bäume, Sträucher und Knicks sind
bei Abgang einheimische und standortgerechte Ersatz-
pflanzungen vorzunehmen. Ersatzpflanzungen und Auf-
setzarbeiten an den Knicks sind so durchzuführen, dass
der Charakter und Aufbau der Knicks erhalten bleibt. Vor-
handene Lücken sind durch Nachpflanzung zu schließen.
Alle 8 bis 12 Jahre ist ein fachgerechter Rückschnitt auszu-
führen.

20. Innerhalb der Flächen für die Erhaltung von Bäumen,
Sträuchern und Knicks und im Kronenbereich festgesetz-
ter Bäume, Sträucher und Knicks sind Geländeaufhöhun-
gen, Abgrabungen und Ablagerungen, mit Ausnahme der
für die Oberflächenentwässerung, für den Straßen- und
Wegebau sowie für den Bau von Siel- und Leitungstrassen
erforderlichen Maßnahmen, unzulässig.

21. Bauliche und technische Maßnahmen, die zu einer dauer-
haften Absenkung des vegetationsverfügbaren Grundwas-
serspiegels (Schichtenwasser) führen, sind unzulässig. 

22. Das von den privaten Grundstücks- und Dachflächen
abfließende Niederschlagswasser ist, soweit es nicht in
Speichereinrichtungen gesammelt wird, oberirdisch in ein
offenes Entwässerungssystem einzuleiten.

23. Die Ausgleichsmaßnahmen nach Nummern 18 und 19
werden gesammelt zu 40 v. H. dem reinen Wohngebiet mit
Erschließung und zu 60 v. H. dem Gewerbegebiet mit
Erschließung zugeordnet.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.
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Hamburg, den 4. April 2007.

Das Bezirksamt Wandsbek

GB

LG

U
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A r t i k e l  1

Verordnung
zur Andienung von gefährlichen Abfällen zur Beseitigung

§ 1 

Anwendungsbereich

(1) Die Vorschriften dieser Verordnung finden Anwendung
auf

1. gefährliche Abfälle zur Beseitigung im Sinne von § 41 des
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes (KrW-/AbfG) vom
27. September 1994 (BGBl. I S. 2705), zuletzt geändert am
9. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2819, 2825), in Verbindung
mit § 3 Absatz 1 der Abfallverzeichnis-Verordnung vom
10. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3379), zuletzt geändert am
15. Juli 2006 (BGBl. I S. 1619, 1623),

2. Abfälle zur Beseitigung im Sinne von § 3 Absatz 1
KrW-/AbfG, die in Krankenhäusern und sonstigen Einrich-
tungen des Gesundheitsdienstes anfallen; Abfälle in diesem
Sinne sind

a) Körperteile und Organabfälle,

b) Gegenstände, die nach § 17 des Infektionsschutzgesetzes
(IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt
geändert am 31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407, 2413),
behandelt werden müssen,

c) Versuchstiere, bei denen eine Verpflichtung zur Beseiti-
gung nach dem Tierische Nebenprodukte-Beseitigungs-
gesetz vom 25. Januar 2004 (BGBl. I S. 82), zuletzt
geändert am 13. April 2006 (BGBl. I S. 855, 859), nicht
besteht, wenn die Verbreitung übertragbarer melde-
pflichtiger Krankheiten gemäß § 17 IfSG zu befürchten
ist,

d) Streu und Exkremente aus Versuchstieranlagen, wenn
die Verbreitung übertragbarer meldepflichtiger Krank-
heiten gemäß § 17 IfSG zu befürchten ist.

(2) Ausgenommen bleiben Abfälle, die außerhalb Ham-
burgs anfallen und im Einklang mit der Nachweisverordnung
vom 20. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2298) in der jeweils gelten-
den Fassung oder der Verordnung (EWG) Nr. 259/93 des Rates
vom 1. Februar 1993 zur Überwachung und Kontrolle der Ver-
bringung von Abfällen in der, in die und aus der Europäischen
Gemeinschaft (ABl. 1993 EG Nr. L 30 S. 1, 1995 EG Nr. 18 S.
38), zuletzt geändert am 28. Dezember 2001 (ABl. EG Nr. L 349
S. 1), oder der Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2006 über die
Verbringung von Abfällen (ABl. EU Nr. L 190 S. 1) durch
Hamburg durchgeführt oder bei der Durchfuhr ohne Vorbe-
handlungen, Mischungen oder sonstigen Behandlungen, die
eine Veränderung der Natur oder der Zusammensetzung der
Abfälle bewirken, ausschließlich zwischengelagert werden.

§ 2 

Ziel

Ziel dieser Verordnung ist es, gemäß den Festlegungen im
„Abfallwirtschaftsplan gefährliche Abfälle“ vom 30. August
2005 sowie im „Abfallwirtschaftsplan Abfälle aus Einrichtun-
gen des Gesundheitsdienstes“ vom 30. März 2004 eine gemein-
wohlverträgliche und ortsnahe Beseitigung von Abfällen, die
nach Art, Beschaffenheit oder Menge in besonderem Maße
gesundheits-, luft- oder wassergefährdend, explosibel oder
brennbar sind oder aus ethischen Gründen einer besonderen
Behandlung bedürfen, innerhalb des norddeutschen Raumes
zu gewährleisten.

§ 3

Andienungspflicht

(1) Die Entsorgungspflichtigen haben die in § 1 genannten
Abfälle den für die Beseitigung zugelassenen Anlagen im
Gebiet der Freien und Hansestadt Hamburg, der Freien Han-
sestadt Bremen sowie in den Bundesländern Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen und – mit Ausnahme der thermi-
schen Behandlung – Schleswig-Holstein anzudienen. 

(2) Die Andienungspflicht nach Absatz 1 gilt nicht für
Abfälle gemäß § 1 Absatz 1 Nummer 2 aus Einrichtungen des
Gesundheitsdienstes, die in betriebseigenen Anlagen des-
infiziert werden, sofern die Verfahren nach § 18 Absatz 1 IfSG
anerkannt sind.

§ 4

Ausnahmen

Die zuständige Behörde kann auf Antrag des Entsorgungs-
pflichtigen unter Berücksichtigung der Ziele nach § 2 eine
Beseitigung der in § 1 genannten Abfälle in einer dafür zuge-
lassenen Anlage außerhalb des in § 3 bestimmten räumlichen
Bereichs zulassen, wenn öffentliche Belange nicht entgegen-
stehen oder wenn eine Beseitigung innerhalb des in § 3
bestimmten räumlichen Bereichs technisch nicht möglich
oder wirtschaftlich nicht zumutbar ist. Als wirtschaftlich nicht
zumutbar im Sinne dieser Vorschrift gilt es, wenn die Gesamt-
kosten der Beseitigung innerhalb des in § 3 bestimmten räum-
lichen Bereichs mehr als 50 vom Hundert über den Kosten der
Beseitigung außerhalb des in § 3 bestimmten räumlichen
Bereichs liegen. Entsprechende prüffähige Unterlagen sind
beizufügen.

A r t i k e l  2

Verordnung
zur Andienung von Siedlungsabfällen zur Beseitigung

§ 1 

Anwendungsbereich

Die Vorschriften dieser Verordnung finden Anwendung auf
Siedlungsabfälle zur Beseitigung. Siedlungsabfälle sind Haus-

Verordnung
zum Neuerlass und zur Ablösung von Vorschriften

auf dem Gebiet der Abfallwirtschaft 
Vom 10. April 2007

Auf Grund von § 6 Absatz 3 des Hamburgischen Abfall-
wirtschaftsgesetzes vom 21. März 2005 (HmbGVBl. S. 80) wird
verordnet:



haltsabfälle und ähnliche gewerbliche und industrielle Abfälle
sowie Abfälle aus Einrichtungen, die die Voraussetzungen von
§ 3 Absatz 1 Satz 1 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes
vom 27. September 1994 (BGBl. I S. 2705), zuletzt geändert am
9. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2819, 2825), erfüllen. Hierzu
gehören insbesondere Abfälle, die 
1. in privaten Haushalten im Rahmen der privaten Lebens-

führung, insbesondere in Wohnungen und zugehörigen
Grundstücks- und Gebäudeteilen sowie in anderen ver-
gleichbaren Anfallorten wie Wohnheimen oder Einrichtun-
gen des betreuten Wohnens anfallen,

2. in Gewerbe und Industrie sowie in anderen als den in Num-
mer 1 genannten privaten und öffentlichen Einrichtungen
anfallen und auf Grund ihrer Beschaffenheit oder Zusam-
mensetzung Abfällen aus privaten Haushalten ähnlich sind.

§ 2 
Ziel

Ziel dieser Verordnung ist es, gemäß den Festlegungen
im „Abfallwirtschaftsplan Abfälle aus Haushaltungen“ vom
4. September 2001 und im „Abfallwirtschaftsplan Gewerbe-
abfälle“ vom 4. September 2001 eine gemeinwohlverträgliche
und ortsnahe Beseitigung von Siedlungsabfällen zu gewähr-
leisten. 

§ 3 
Andienungspflicht

Die Entsorgungspflichtigen haben die in § 1 genannten
Abfälle den in der Anlage genannten Abfallentsorgungsanla-
gen anzudienen. Soweit Kapazitäten der Abfallentsorgungs-
anlagen nach Satz 1 nicht verfügbar sind, sind verbleibende
Abfälle den für die Beseitigung zugelassenen Anlagen im
Gebiet der Freien und Hansestadt Hamburg, der Freien Han-
sestadt Bremen sowie in den Bundesländern Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen und Schleswig-Holstein anzu-
dienen. 

§ 4 
Ausnahmen

Die zuständige Behörde kann auf Antrag des Entsorgungs-
pflichtigen unter Berücksichtigung der Ziele nach § 2 eine

Beseitigung der in § 1 genannten Abfälle in einer dafür zuge-
lassenen Anlage außerhalb des in § 3 bestimmten räumlichen
Bereichs zulassen, wenn öffentliche Belange nicht entgegen-
stehen. 

Anlage

Standort Betreiber

1) MV Borsigstraße MVB GmbH
Borsigstraße 6
22113 Hamburg

2) MV Stellinger Moor Stadtreinigung Hamburg
Schnackenburgallee 100 

22525 Hamburg

3) MV Stapelfeld BKB Stapelfeld GmbH
Ahrensburger Weg 4
22145 Stapelfeld

4) MV Rugenberger Damm MVR Müllverwertung 
Rugenberger Damm Rugenberger Damm 
21129 Hamburg GmbH & Co KG

A r t i k e l  3  

Ablösung von Rechtsvorschriften

Gemäß Artikel 10 des Gesetzes zum Neuerlass des Ham-
burgischen Abfallwirtschaftsgesetzes sowie zur Aufhebung
und Änderung anderer Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der
Abfallwirtschaft vom 21. März 2005 (HmbGVBl. S. 80) wer-
den

1. das Gesetz zur Andienung von Siedlungsabfällen vom
23. April 1996 (HmbGVBl. S. 53),

2. das Gesetz zur Andienung von Abfällen aus Kranken-
häusern und sonstigen Einrichtungen des Gesundheits-
dienstes vom 23. April 1996 (HmbGVBl. S. 54),

3. das Gesetz zur Andienung von besonders überwachungs-
bedürftigen Abfällen zur Beseitigung vom 25. Juni 1997
(HmbGVBl. S. 279)

in der geltenden Fassung abgelöst.

Dienstag, den 17. April 2007118 HmbGVBl. Nr. 15

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 10. April 2007.
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